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Zweites Protokoll aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags Uber die Europaische Union zum

Ubereinkommen tber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften

- Gemeinsame Erklarung zu Artikel 13 Absatz 2 - Erklarung der Kommission zu Artikel 7

Amtsblatt Nr. C 221 vom 19/07/1997 S. 0012 - 0022

ANHANG

ZWEITES PROTOKOLL aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags Uber die Europaische Union zum
Ubereinkommen (iber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN dieses Protokolls, die Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind -
UNTER BEZUGNAHME auf den Rechtsakt des Rates der Europaischen Union vom 19. Juni 1997,

IN DEM WUNSCH sicherzustellen, daf ihre Strafrechtsvorschriften in wirksamer Weise zum Schutz der
finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften beitragen,

IN ANERKENNUNG der Bedeutung, die das Ubereinkommen iiber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften vom 26. Juli 1995 fir die BekAmpfung des Betrugs zum
Nachteil der gemeinschaftlichen Einnahmen und Ausgaben hat,

IN ANERKENNUNG der Bedeutung, die das Protokoll vom 27. September 1996 zu diesem
Ubereinkommen fiir die Bekampfung von Bestechungshandlungen hat, mit denen die finanziellen
Interessen der Européaischen Gemeinschaften geschadigt werden bzw. geschadigt werden kénnen,

IN DEM BEWUSSTSEIN, das die finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften durch
Handlungen, die im Namen von juristischen Personen begangen werden, und Handlungen im
Zusammenhang mit Geldwéasche geschéadigt oder gefahrdet werden kdnnen,

IN DER UBERZEUGUNG, daR die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften erforderlichenfalls dahin gehend
angepalit werden missen, dald sie vorsehen, daB juristische Personen in Fallen von Betrug oder
Bestechung sowie Geldwasche, die zu ihren Gunsten begangen werden, und mit denen die
finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften geschadigt werden oder geschadigt werden
kdénnen, verantwortlich gemacht werden kénnen,

IN DER UBERZEUGUNG, daR die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften erforderlichenfalls angepait
werden mussen, damit die Wéasche von Ertragen aus betrtigerischen Handlungen oder
Bestechungshandlungen, die die finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften schadigen
oder schadigen kénnen, unter Strafe gestellt wird und die entsprechenden Ertrage eingezogen
werden koénnen,

IN DER UBERZEUGUNG, daR die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften erforderlichenfalls angepafit
werden mussen, damit die Rechtshilfe nicht allein aus dem Grund abgelehnt wird, daf es sich bei
einer unter dieses Protokoll fallenden Straftat um ein Abgaben- oder Zolldelikt handelt oder dal? eine
derartige Straftat als ein solches Delikt angesehen wird,

IN ANBETRACHT des Umstands, daR die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bereits im
Ubereinkommen (iber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften vom
26. Juli 1995 geregelt ist, dal3 aber auch die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission - unbeschadet der sich aus dem Gemeinschaftsrecht ergebenden Verpflichtungen - in
geeigneter Weise geregelt werden muf3, um ein wirksames Vorgehen gegen Betrug, Bestechung und
Bestechlichkeit und die damit zusammenhéngende Geldwasche, die die finanziellen Interessen der
Europaischen Gemeinschaften schadigen oder schadigen kdnnen, zu gewahrleisten, und zwar
einschlieBlich des Informationsaustausches zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission,

IN DER ERWAEGUNG, daR es zur Forderung und Erleichterung des Informationsaustausches
notwendig ist, einen angemessenen Schutz der personenbezogenen Daten zu gewabhrleisten,

IN DER ERWAEGUNG, daR der Informationsaustausch laufende Untersuchungen nicht behindern darf
und dal es deshalb notwendig ist, den Schutz des Untersuchungsgeheimnisses vorzusehen,

IN DER ERWAEGUNG, daR geeignete Bestimmungen Uber die Zustandigkeit des Gerichtshofs der
Europaischen Gemeinschaften ausgearbeitet werden mussen,

01.10.2007 16:07


Lehrstuhl
Textfeld
Quelle: http://eur-lex.europa.eu/  © Europäische Gemeinschaften, 1998-2007 Verbindlich ist ausschließlich das in den gedruckten Ausgaben des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlichte Gemeinschaftsrecht.



EUR-Lex - 41997A0719(02) - DE http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:...

IN DER ERWAEGUNG schlieRlich, daB die einschliagigen Bestimmungen des Ubereinkommens (iber
den Schutz der finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften vom 26. Juli 1995 auch flr
bestimmte unter dieses Protokoll fallende Handlungen gelten sollten -

SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1 Definitionen

Im Sinne dieses Protokolls bezeichnet der Ausdruck

a) "Ubereinkommen" das am 26. Juli 1995 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags tiber die Européische
Union ausgearbeiteten Ubereinkommen tiber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen
Gemeinschaften (1);

b) "Betrug" die in Artikel 1 des Ubereinkommens genannten Handlungen;

c) - "Bestechlichkeit" die Handlungen im Sinne des Artikels 2 des am 27. September 1996 aufgrund
von Artikel K.3 des Vertrags tiber die Européische Union ausgearbeiteten Protokolls zum
Ubereinkommen (iber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften (2),
- "Bestechung" die Handlungen im Sinne des Artikels 3 des vorgenannten Protokolls;

d) "juristische Person" jedes Rechtssubjekt, das diesen Status nach dem jeweils geltenden
innerstaatlichen Recht besitzt, mit Ausnahme von Staaten oder sonstigen Korperschaften des
offentlichen Rechts in der Austibung ihrer hoheitlichen Rechte und der 6ffentlich-rechtlichen
internationalen Organisationen;

e) "Geldwasche" die Handlungen im Sinne des dritten Gedankenstrichs von Artikel 1 der Richtlinie
91/308/EWG des Rates vom 10. Juni 1991 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum
Zwecke der Geldwasche (3) bezogen auf Ertrage aus Betrug, zumindest in schweren Féllen, sowie aus
Bestechung und Bestechlichkeit.

Artikel 2 Geldwaésche

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Malinahmen, um die Geldwéasche unter Strafe zu stellen.
Artikel 3 Verantwortlichkeit von juristischen Personen

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Malinahmen, um sicherzustellen, dal eine juristische
Person fir den Betrug, die Bestechung und die Geldwasche, die zu ihren Gunsten von einer Person
begangen werden, die entweder allein oder als Teil eines Organs der juristischen Person gehandelt
hat und die eine Fuhrungsposition innerhalb der juristischen Person aufgrund

- der Befugnis zur Vertretung der juristischen Person oder

- der Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen, oder

- einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person

innehat, sowie fir die Beihilfe oder Anstiftung zu einem solchen Betrug, einer solchen Bestechung
oder einer solchen Geldwasche oder fiir die versuchte Begehung eines solchen Betrugs verantwortlich
gemacht werden kann.

(2) Neben den in Absatz 1 bereits vorgesehenen Féallen trifft jeder Mitgliedstaat die erforderlichen
Malinahmen, um sicherzustellen, dafB eine juristische Person verantwortlich gemacht werden kann,
wenn mangelnde Uberwachung oder Kontrolle seitens einer der in Absatz 1 genannten Personen die
Begehung eines Betrugs, einer Bestechungshandlung oder einer Geldwéaschehandlung durch eine
dieser unterstellten Person zugunsten der juristischen Person ermdglicht hat.

(3) Die Verantwortlichkeit der juristischen Person nach den Abséatzen 1 und 2 schlief3t die
strafrechtliche Verfolgung naturlicher Personen als Téter, Anstifter oder Gehilfe in dem Betrugs-,
Bestechungs- oder Geldwaschefall nicht aus.

Artikel 4 Sanktionen fir juristische Personen

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen MaBnahmen, um sicherzustellen, dal gegen eine im
Sinne des Artikels 3 Absatz 1 verantwortliche juristische Person wirksame, angemessene und
abschreckende Sanktionen verhangt werden kénnen, zu denen strafrechtliche oder
nichtstrafrechtliche Geldsanktionen gehdren und andere Sanktionen gehéren kdnnen, beispielsweise:

a) MaRBnahmen des Ausschlusses von &ffentlichen Zuwendungen oder Hilfen;

b) MaBnahmen des voriibergehenden oder stéandigen Verbots der Ausiibung einer Handelstatigkeit;
c) richterliche Aufsicht;

d) richterlich angeordnete Auflésung.

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen MaBnahmen, um sicherzustellen, dal gegen eine im
Sinne des Artikels 3 Absatz 2 verantwortliche juristische Person wirksame, angemessene und
abschreckende Sanktionen oder MaBnahmen verhangt werden kdnnen.

Artikel 5 Einziehung

2von 7 01.10.2007 16:07



EUR-Lex - 41997A0719(02) - DE http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ

3von7

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen MalRnahmen, um die Beschlagnahme und, unbeschadet der
Rechte gutglaubiger Dritter, die Einziehung oder Entziehung der Tatinstrumente und Ertrage aus dem
Betrug, der Bestechung, der Bestechlichkeit und der Geldwéasche oder der Vermdgensgegensténde,
deren Wert diesen Ertrdgen entspricht, zu ermdglichen. Der Mitgliedstaat verfugt tber
beschlagnahmte oder eingezogene Tatinstrumente, Ertrdge oder andere Vermogensgegenstande nach
MaRgabe der nationalen Rechtsvorschriften.

Artikel 6 Abgaben- und Zolldelikte

Ein Mitgliedstaat darf Rechtshilfe in einem Fall von Betrug, Bestechung und Bestechlichkeit sowie
Geldwasche nicht allein aus dem Grund ablehnen, dal es sich um ein Abgaben- oder Zolldelikt
handelt oder dal? der betreffende Fall als ein solches Delikt angesehen wird.

Artikel 7 Zusammenarbeit mit der Kommission der Europaischen Gemeinschaften

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten bei der Bekampfung von Betrug, Bestechung,
Bestechlichkeit und Geldwésche zusammen.

Zu diesem Zweck leistet die Kommission die technische und operative Hilfe, die die zustandigen
nationalen Behdrden gegebenenfalls zur besseren Koordinierung ihrer Untersuchungen bendtigen.

(2) Die zustandigen Behdrden der Mitgliedstaaten kénnen Informationen mit der Kommission
austauschen, um die Feststellung des Sachverhalts zu erleichtern und ein effektives Vorgehen gegen
Betrug, Bestechung und Bestechlichkeit sowie Geldwésche sicherzustellen. Die Kommission und die
zustandigen nationalen Behorden tragen den Erfordernissen des Untersuchungsgeheimnisses und des
Datenschutzes in jedem einzelnen Fall Rechnung. Zu diesem Zweck kann ein Mitgliedstaat, wenn er
der Kommission Informationen liefert, spezifische Bedingungen fir die Verwendung dieser
Informationen durch die Kommission oder durch einen anderen Mitgliedstaat, an den die
Informationen tUbermittelt werden durfen, festlegen.

Artikel 8 Verantwortung der Kommission fiir den Datenschutz

Die Kommission tragt dafur Sorge, dal? sie im Zusammenhang mit dem Austausch von Informationen
nach Artikel 7 Absatz 2 bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ein Schutzniveau einhalt, das
dem in der Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995
zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (4) vorgesehenen Schutzniveau gleichwertig ist.

Artikel 9 Veroffentlichung der Datenschutzvorschriften

Die im Zusammenhang mit den Verpflichtungen nach Artikel 8 erlassenen Vorschriften werden im
Amtsblatt der Europaischen Gemeinschaften veroffentlicht.

Artikel 10 Ubermittlung von Daten an andere Mitgliedstaaten und Drittstaaten

(1) Vorbehaltlich etwaiger Bedingungen nach Artikel 7 Absatz 2 darf die Kommission
personenbezogene Daten, die sie in Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Artikel 7 von einem
Mitgliedstaat erhalten hat, an einen anderen Mitgliedstaat Ubermitteln. Die Kommission unterrichtet
den Mitgliedstaat, der die Informationen geliefert hat, dariiber, daR sie eine derartige Ubermittlung
beabsichtigt.

(2) Die Kommission kann unter den gleichen Bedingungen personenbezogene Daten, die sie in
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Artikel 7 von einem Mitgliedstaat erhalten hat, an einen Drittstaat
Uibermitteln, sofern der Mitgliedstaat, der die Information geliefert hat, einer solchen Ubermittlung
zugestimmt hat.

Artikel 11 Kontrollstelle

Jede Stelle, die fur die Zwecke der Austibung einer unabhangigen Datenschutzkontrolle tiber die
personenbezogenen Daten, die die Kommission in Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dem Vertrag
zur Grundung der Européaischen Gemeinschaft verarbeitet hat, benannt oder eingerichtet worden ist,
nimmt die gleichen Aufgaben in bezug auf diejenigen personenbezogenen Daten wabhr, die die
Kommission nach diesem Protokoll verarbeitet hat.

Artikel 12 Beziehung zu dem Ubereinkommen

(1) Die Artikel 3, 5 und 6 des Ubereinkommens finden auch auf die in Artikel 2 dieses Protokolls
genannten Handlungen Anwendung.

(2) Folgende Bestimmungen des Ubereinkommens finden auch auf dieses Protokoll Anwendung:

- Artikel 4 mit der MaRgabe, daR Erklarungen im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 des Ubereinkommens
auch fur dieses Protokoll gelten, sofern bei der Notifizierung nach Artikel 16 Absatz 2 dieses Protokolls
keine anderslautende Erklarung abgegeben wird;

- Artikel 7 mit der MalRgabe das das "ne bis in idem"-Prinzip auch auf juristische Personen Anwendung
findet und daR Erklarungen im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 des Ubereinkommens auch fiir dieses
Protokoll gelten, sofern bei der Notifizierung nach Artikel 16 Absatz 2 dieses Protokolls keine
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anderslautende Erklarung abgegeben wird;
- Artikel 9;

- Artikel 10.

Artikel 13 Gerichtshof

(1) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten Uber die Auslegung oder Anwendung dieses Protokolls
werden zunachst im Rat nach dem Verfahren des Titels VI des Vertrags Uber die Europaische Union
mit dem Ziel ihrer Beilegung erortert.

Ist die Streitigkeit nach Ablauf von sechs Monaten nicht beigelegt, so kann der Gerichtshof von einer
Streitpartei befal3t werden.

(2) Der Gerichtshof kann mit Streitigkeiten zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten und der
Kommission Uber die Anwendung des Artikels 2 in Verbindung mit Artikel 1 Buchstabe e), der Artikel
7, 8 und 10 sowie des Artikels 12 Absatz 2 vierter Gedankenstrich dieses Protokolls, die nicht im Wege
von Verhandlungen beigelegt werden konnten, nach Ablauf von sechs Monaten befalit werden,
gerechnet von dem Datum des Tages an, an dem die eine Partei der anderen eine Mitteilung gemacht
hat, aus der sich das Vorhandensein einer Streitigkeit ergibt.

(3) Das am 29. November 1996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags tber die Europaische Union
ausgearbeitete Protokoll tiber die Auslegung des Ubereinkommens iiber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften durch den Gerichtshof der Européischen
Gemeinschaften im Wege der Vorabentscheidung (5) findet auf das vorliegende Protokoll mit der
MaRgabe Anwendung, dal} eine Erklarung eines Mitgliedstaats nach Artikel 2 dieses Protokolls auch
fir das vorliegende Protokoll gilt, es sei denn, der betreffende Mitgliedstaat gibt bei der Notifizierung
nach Artikel 16 Absatz 2 des vorliegenden Protokolls eine anderslautende Erklarung ab.

Artikel 14 AuRervertragliche Haftung

Fur die Zwecke dieses Protokolls bestimmt sich die auf3ervertragliche Haftung der Gemeinschaft nach
Artikel 215 Absatz 2 des Vertrags zur Griindung der Européaischen Gemeinschaft. Artikel 178
desselben Vertrags ist anwendbar.

Artikel 15 Gerichtliche Kontrolle

(1) Der Gerichtshof ist fur Klagen von natirlichen oder juristischen Personen zusténdig, mit denen
diese sich gegen eine ihnen gegenliber ergangene oder sie unmittelbar und individuell betreffende
Entscheidung der Kommission wegen eines Verstolies gegen Artikel 8 oder eine hierzu erlassene
Vorschrift oder wegen Ermessensmi3brauch richten.

(2) Artikel 168a Abséatze 1 und 2, Artikel 173 Absatz 5, Artikel 174 Absatz 1, Artikel 176 Abséatze 1 und
2 sowie die Artikel 185 und 186 des Vertrags zur Griindung der Europaischen Gemeinschaft sowie die
Satzung des Gerichtshofs der Européaischen Gemeinschaften gelten entsprechend.

Artikel 16 Inkrafttreten

(1) Dieses Protokoll bedarf der Annahme durch die Mitgliedstaaten nach MalRgabe ihrer jeweiligen
verfassungsrechtlichen Vorschriften.

(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Generalsekretéar des Rates der Européaischen Union den
AbschluB der Verfahren, die nach ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften fur die
Annahme dieses Protokolls erforderlich sind.

(3) Dieses Protokoll tritt 90 Tage nach der Notifizierung geméaf Absatz 2 durch den Staat in Kraft, der
zum Zeitpunkt der Annahme des Rechtsakts Uber die Ausarbeitung dieses Protokolls Mitglied der
Europaischen Union ist und diese Férmlichkeit als letzter vornimmt. Ist das Ubereinkommen zu dem
betreffenden Zeitpunkt jedoch noch nicht in Kraft getreten, so tritt dieses Protokoll zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Ubereinkommens in Kraft.

(4) Die Anwendung des Artikels 7 Absatz 2 wird jedoch ausgesetzt, soweit und solange das
zustandige Organ der Europdischen Gemeinschaften seiner Verpflichtung nach Artikel 9, die
Datenschutzvorschriften zu veroffentlichen, nicht nachgekommen ist oder die Bestimmungen des
Artikels 11 betreffend die Kontrollstelle nicht eingehalten werden.

Artikel 17 Beitritt neuer Mitgliedstaaten

(1) Dieses Protokoll steht allen Staaten, die Mitglied der Europaischen Union werden, zum Beitritt
offen.

(2) Der vom Rat der Europaischen Union erstellte Wortlaut dieses Protokolls in der Sprache des
beitretenden Staates ist verbindlich.

(3) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt.

(4) Dieses Protokoll tritt fir jeden Staat, der ihm beitritt, 90 Tage nach der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde oder aber zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls in Kraft, wenn dieses bei
Ablauf des genannten Zeitraums von 90 Tagen noch nicht in Kraft getreten ist.
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Artikel 18 Vorbehalte

(1) Jeder Mitgliedstaat kann sich das Recht vorbehalten, die Geldwéasche bezogen auf Ertrage aus
Bestechung und Bestechlichkeit nur in schweren Féllen von Bestechung und Bestechlichkeit unter
Strafe zu stellen. Ein Mitgliedstaat, der einen derartigen Vorbehalt einlegt, unterrichtet den Verwahrer
unter Angabe der Einzelheiten des Umfangs des Vorbehalts bei der Notifizierung nach Artikel 16
Absatz 2. Ein derartiger Vorbehalt gilt flr einen Zeitraum von funf Jahren nach der genannten
Notifizierung. Er kann einmal fur einen weiteren Flnfjahreszeitraum erneuert werden.

(2) Die Republik Osterreich kann bei der Notifizierung nach Artikel 16 Absatz 2 erklaren, daR sie nicht
an die Artikel 3 und 4 gebunden ist. Eine solche Erklarung verliert finf Jahre nach Annahme des
Rechtsakts Uber die Ausarbeitung dieses Protokolls ihre Gultigkeit.

(3) Andere Vorbehalte sind mit Ausnahme der in Artikel 12 Absatz 2 erster und zweiter
Gedankenstrich vorgesehenen Vorbehalte nicht zulassig.

Artikel 19 Verwahrer
(1) Verwahrer dieses Protokolls ist der Generalsekretar des Rates der Européaischen Union.

(2) Der Verwahrer veroffentlicht im Amtsblatt der Européischen Gemeinschaften den Stand der
Annahmen und Beitritte, die Erklarungen und Vorbehalte sowie alle sonstigen Notifizierungen im
Zusammenhang mit diesem Protokoll.

EN FE DE LO CUAL, los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Protocolo.
TIL BEKRAFTELSE HERAF har undertegnede befuldmaegtigede underskrevet denne protokol.
ZU URKUND DESSEN haben die Bevollméachtigten ihre Unterschriften unter dieses Protokoll gesetzt.

OA BEOOUOC OUI ATUOGANU, ié 66ianUsiidad déchaliyoéié Yeaoai oci 6dianack 6i60 eUou adu oi
danui afRudleiee.
IN WITNESS WHEREOF, the undersigned Plenipotentiaries have hereto set their hands.

EN FOI DE QUOI, les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas du présent
protocole.

DA FHIANU SIN, chuir na Lanchumhachtaigh thios-sinithe a lamh leis an bPrétacal seo.

IN FEDE DI CHE, i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce al presente
protocollo.

TEN BLIJKE WAARVAN de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder dit protocol
hebben gesteld.

EM FE DO QUE, os plenipotenciérios abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no presente
protocolo.

TAMAN VAKUUDEKSI taysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet taman poytakirjan.
TILL BEVIS HARPA har de befullméktigade undertecknat detta protokoll.

Hecho en Bruselas, el diecinueve de junio de mil novecientos noventa y siete, en un ejemplar Unico,
en lenguas alemana, danesa, espafiola, finesa, francesa, griega, inglesa, irlandesa, italiana,
neerlandesa, portuguesa y sueca, siendo cada uno de estos textos igualmente auténtico, que sera
depositado en los archivos de la Secretaria General del Consejo de la Unién Europea.

Udfaerdiget i Bruxelles, den nittende juni nitten hundrede og syvoghalvfems, i ét eksemplar pa dansk,
engelsk, finsk, fransk, graesk, irsk, italiensk, nederlandsk, portugisisk, spansk, svensk og tysk, idet
hver af disse tekster har samme gyldighed; de deponeres i arkiverne i Generalsekretariatet for Radet
for Den Europaeiske Union.

Geschehen zu Brussel am neunzehnten Juni neunzehnhundertsiebenundneunzig in einer Urschrift in
danischer, deutscher, englischer, finnischer, franzosischer, griechischer, irischer, italienischer,
niederlandischer, portugiesischer, schwedischer und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut
gleichermalien verbindlich ist; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekretariats des Rates der
Européischen Union hinterlegt.

_Aéia 0060 AndiYeeaon, 06060 aYeaaiiya EidiRio +~Reéa aiicaciioéa aiaipioa 406U, 64 Yia ilii ai6ROBHI,
dindiaaeéeb, 6idcaéeb éaé véicaiaéeb a6pooa, da 44 64 GaRIAIA ARiaé aiRGID a0edidéeU eaé
84040R24I04é 004 afi+aRa 6¢o Adiéébo Afiaiiadaraoc 6i6 OGiaiGeRId 6¢o ABRUGAIEPO | il6GO.

Done at Brussels, this nineteenth day of June in the year one thousand nine hundred and
ninety-seven, in a single original, in the Danish, Dutch, English, Finnish, French, German, Greek, Irish,
Italian, Portuguese, Spanish and Swedish languages, each text being equally authentic, such original
remaining deposited in the archives of the General Secretariat of the Council of the European Union.

Fait a Bruxelles, le dix-neuf juin mil neuf cent quatre-vingt-dix-sept en un exemplaire unique, en
langues allemande, anglaise, danoise, espagnole, finnoise, frangaise, grecque, irlandaise, italienne,
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néerlandaise, portugaise et suédoise, chacun de ces textes faisant également foi, exemplaire qui est
déposé dans les archives du Secrétariat général du Conseil de I'Union européenne.

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, an naou 14 déag de Mheitheamh sa bhliain mile naoi gcéad nécha a
seacht, i scribhinn bhunaidh amhain sa Bhéarla, sa Danmhairgis, san Fhionlainnis, sa Fhraincis, sa
Ghaeilge, sa Ghearmainis, sa Ghréigis, san lodailis, san Ollainnis, sa Phortaingéilis, sa Spainnis agus
sa tSualainnis agus comhuldaras ag na téacsanna i ngach ceann de na teangacha sin; déanfar an
scribhinn bhunaidh sin a thaisceadh i gcartlann Ardrinaiocht Chomhairle an Aontais Eorpaigh.

Fatto a Bruxelles, il diciannove giugno millenovecentonovantasette, in un unico esemplare in lingua
danese, finlandese, francese, greca, inglese, irlandese, italiana, olandese, portoghese, spagnola,
svedese e tedesca, tutti i testi facenti ugualmente fede, esemplare depositato negli archivi del
segretariato generale del Consiglio dell'Unione europea.

Gedaan te Brussel, de negentiende juni negentienhonderd zevenennegentig, opgesteld in één
exemplaar in de Deense, de Duitse, de Engelse, de Finse, de Franse, de Griekse, de lerse, de
Italiaanse, de Nederlandse, de Portugese, de Spaanse en de Zweedse taal, zijnde alle teksten
gelijkelijk authentiek, dat wordt nedergelegd in het archief van het Secretariaat-generaal van de Raad
van de Europese Unie.

Feito em Bruxelas, em dezanove de Junho de mil novecentos e noventa e sete, em exemplar Unico,
nas linguas alemd, dinamarquesa, espanhola, finlandesa, francesa, grega, inglesa, irlandesa, italiana,
neerlandesa, portuguesa e sueca, fazendo igualmente fé todos os textos, depositado nos arquivos do
Secretariado-Geral do Conselho da Unido Europeia.

Tehty Brysselissa yhdeksantenatoista paivana kesakuuta vuonna
tuhatyhdekséansataayhdeksankymmentéseitseméan yhtené ainoana kappaleena englannin, espanjan,
hollannin, iirin, italian, kreikan, portugalin, ranskan, ruotsin, saksan, suomen ja tanskan kielella
kaikkien naiden tekstien ollessa yhta todistusvoimaiset, ja se talletetaan Euroopan unionin neuvoston
paasihteeriston arkistoon.

Utfardat i Bryssel den nittonde juni nittonhundranittiosju i ett enda exemplar pa danska, engelska,
finska, franska, grekiska, iriska, italienska, nederlandska, portugisiska, spanska, svenska och tyska
spréken, vilka samtliga texter ar lika giltiga, och detta original skall deponeras i arkiven hos
generalsekretariatet for Europeiska unionens rad.

Pour le gouvernement du royaume de Belgique
Voor de regering van het Koninkrijk Belgié

Fir die Regierung des Konigreichs Belgien
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

For regeringen for Kongeriget Danmark
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Fur die Regierung der Bundesrepublik Deutschland
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Aéa 6¢i edaYnicoc 6co Aeécieebo AciiéiadRao
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Por el Gobierno del Reino de Espafa

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Pour le gouvernement de la République francaise
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Thar ceann Rialtas na hEireann

For the Government of Ireland

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Per il governo della Repubblica italiana

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Voor de regering van het Koninkrijk der Nederlanden
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Fur die Regierung der Republik Osterreich
>VERWEIS AUF EINEN FILM>
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Pelo Governo da Republica Portuguesa
>VERWEIS AUF EINEN FILM>
Suomen hallituksen puolesta

P& finska regeringens vagnar

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

P& svenska regeringens vagnar

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

(1) ABI.
(2) ABI.
(3) ABI.
(4) ABI.
(5) ABI.

Nr
Nr
Nr
Nr
Nr

. C 316 vom 27. 11. 1995, S. 49.
. C 313 vom 23. 10. 1996, S. 2.
. L 166 vom 28. 6. 1991, S. 77.

. L 281 vom 23. 11. 1995, S. 31.
. C 151 vom 20. 5. 1997, S. 1.

Gemeinsame Erklarung zu Artikel 13 Absatz 2

Die Mitgliedstaaten erklaren, daR die in Artikel 13 Absatz 2 enthaltene Bezugnahme auf Artikel 7 des
Protokolls nur fur die Zusammenarbeit zwischen der Kommission einerseits und den Mitgliedstaaten
andererseits gilt und das freie Ermessen der Mitgliedstaaten bei der Bereitstellung von Informationen
im Zuge strafrechtlicher Untersuchungen nicht berihrt.

Erklarung der Kommission zu Artikel 7

Die Kommission akzeptiert die Aufgaben, die ihr in Artikel 7 des Zweiten Protokolls zum
Ubereinkommen iiber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften
Ubertragen werden.
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